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Mittheilungen aus der Praxis: 

Anordnungen der (Sanitäts-) Polizei hinſichtlich eines Realobjeetes find nicht als 
am Reale haftende Laſten anzuſehen. Es kann daher ein Beſitznachfolger für 
diesbezügliche Verſchulden und Unterlaſſungen des mit der polizeilichen An⸗ 
ordnung betroffenen Beſitzvorgängers nicht verantwortlich gemacht werden. 


Zur Beleuchtung des Umfanges des ſanitätspolizeilichen Wirkungskreiſes der f 


Gemeinde. 

Dem Beſitzer einer Realität können ſeitens der Polizei zur Behebung ſanitärer 
von ſeiner Realität ausgehender Uebelſtände, welche vom Nachbar empfunden 
werden, keine Leiſtungen auf dem Grunde des Nachbars auferlegt werden. 

Durch den Eintritt eines öffentlichen Geſellſchafters in eine beſtehende Gewerbs— 
unternehmung wird an der Stellung des bisherigen Gewerbsinhabers gegen⸗ 
über der Gewerbsbehörde nichts geändert und 
Ordnung erforderlich. 

Durch die Ueberreichung des gewöhnlichen Pflichtexemplares derjenigen Nummer 
einer periodiſchen Druckſchrift, in welcher eine Veränderung der Erſcheinungs⸗ 
weiſe angekündigt wird, iſt der Vorſchrift des Abſatzes 3 des 8 10 des 
Preßgeſetzes nicht Genüge gethan. 

Ungehörige und ſelbſt beleidigende Aeußerungen des Religionsdieners in der 
Predigt begründen nicht ohne Weiteres ſchon ein unanſtändiges Betragen 
desſelben. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Anordnungen der (Sanitäts-) Polizei hinſichtlich eines Real- 


objectes find nicht als am Reale haftende Laſten anzuſehen. Es 


kann daher ein Beſitznachfolger für diesbezügliche Verſchulden 
und Unterlaſſungen des mit der polizeilichen Anordnung betroffenen 
Beſitzvorgangers nicht verantwortlich gemacht werden. 
Zur Beleuchtung des Umfanges des ſanitätspolizeilichen Wirkungs⸗ 
kreiſes der Gemeinde. 
Dem Beſitzer einer Realität können ſeitens der Polizei zur 
Behebung fanitärer von feiner Realität ausgehender Uebelſtände, 
welche vom Nachbar empfunden werden, keine Leiſtungen auf dem 
Grunde des Nachbars auferlegt werden. 

Am 20. Auguſt 1877 beſchwerte ſich Karl H. beim Gemeinde— 
amte W., daß das Waſſer in dem Gartenbrunnen ſeiner Villa Nr. 78 
durch die Düngergrube, welche ſich im Hofe Nr. 525 des Nachbars S. 
befindet, ganz verunreinigt worden ſei. 

Bei der hierüber am 27. Auguſt 1877 gepflogenen Localcommiſſion 
wurde gefunden, daß der Brunnen in Nr. 78 thatſächlich durch Fäkalien— 
und Urinproducte (Schwefelwaſſerſtoff und Ammoniak) ganz verunreinigt 
worden und daß auch die ganze Erdſchichte hievon inficirt iſt. Der 


Grund dieſer Infection wurde vom Bautechniker nicht ſo ſehr in den 


Düngergruben gefunden, da dieſe mit Cement verkleidet ſind, als viel— 


iſt daher in dieſem Falle 
keine neue Anmeldung des Gewerbes im Sinne des § 13 der Gewerbe- 


mehr in der mit 28 Stück Rindern beſetzten Rindviehſtallung des Haus⸗ 
beſitzers S. Nr. 525, welche nur 3, Meter von dem Brunnen des 
H. entfernt und mit durchläſſiger Pflaſterung verſehen iſt, ſo daß die 
abfließende Jauche in den Boden durchſickert und die umliegenden Boden— 
ſchichten vergiftet. 

Zur Abhilfe wurde vom Techniker der Vorſchlag gemacht, daß 
das Pflaſter im Stalle aufgeriſſen, der Boden auf eine entſprechende 
Tiefe ausgehoben und ſodann zunächſt eine 20 Centimeter dicke Beton— 
ſchichte hergeſtellt werde, auf welche dann ein Pflaſter auf Cement zu 
legen und dieſes mit einem glatten Cementüberzuge zu verſehen wäre. 

Der verunreinigte Brunnen müßte entweder unbenützt gelaſſen 
werden, bis die vergiſteten Erdſchichten durch atmoſphäriſche Nieder— 
ſchläge ausgelaugt und von den verunreinigten Beſtandtheilen befreit 
würden, oder es müßte der Brunnen durch Beton, undurchläſſigen Thon 


oder durch folides Mauerwerk von den vergifteten Erdſchichten iſolirt 


werden. 

Das Gemeindeamt hat auf Grund dieſer commiſſionellen Erhebung 
mit Erlaß vom 29. Auguſt 1877, 3. 3807, den Franz S., Hausbeſitzer 
Nr. 525, ſchuldig erkannt, daß er durch ſeine Rindviehſtallung den Brunnen 
in Nr. 78 verunreinigt habe und hat ihm im Grunde des § 28 ad 5 
G. O. als Local-Sanitäts-Polizeibehörde den Auftrag ertheilt, daß er 
binnen 4 Wochen den Boden ſeiner Stallung in der vom Techniker 
beantragten Weiſe herſtelle und daß er ferner binnen 8 Wochen den 
Brunnen in Nr. 78 bis zu den undurchläſſigen Schichten entweder mit 
einer Betonlage zu verſehen oder auszumauern und mit einer neuen 
Pumpe zu verſehen habe. 

Fur die Durchführung dieſer Herſtellungen wurde Franz S. ſelbſt 
ſowie ſein Rechtsnachfolger jeder Art verantwortlich erklärt. 

Am 26. September 1877 legte Franz S. dieſes Erkenntniß mit 
dem Bemerken zurück, daß er bereits vor einigen Monaten das Haus 
Nr. 525 verkauft habe und daß ihn daher die Sache nichts angehe. 

In Folge deſſen ſtellte das Gemeindeamt das Erkenntniß vom 
29. Auguſt 1877, Z. 3807, mit Erlaß vom 5 October 1877, 3. 4537, 
der Maria S. als bücherlich ausgewieſenen Eigenthümerin des Hauſes 
Nr. 525 mit der Weiſung zu, die angeordneten Herſtellungen in den 
angeſetzten Friſten zu bewerkſtelligen. 

Am 21. November 1877 wurde vom Gemeindeamte commiſſionell 
conſtatirt, daß dieſe Herſtellungen noch nicht durchgeführt ſind; das 
Gemeindeamt hat daher mit Erlaß vom 22. November 1877, 3. 5349, 
der Maria S. die Bewilligung zur Benützung der fraglichen Stallungen 
entzogen und ihr bei Vermeidung ſonſtiger Execution aufgetragen, die 
Stallungen zu räumen. 

Am 5. December 1877 erklärte ſich Maria S. unter Beitritt 
des ihr executiv beigeſtellten Hausſequeſters A. bereit, die in Rede 
ſtehenden Herſtellungen vorzunehmen, wenn ihr dagegen die Bewilligung 
zur weiteren Benützung der Stallung belaſſen würde. 

Das Haus Nr. 525 wurde executiv verkauft und überging in den 
Beſitz des Anton P. 


Am 25. Mai 1880 bat der Beſchwerdeſührer Karl H., 
daß der Auftrag wegen Reinigung ſeines Brunnens executiv durch— 
geführt werde. 


Ueber dieſes Anſuchen theilte das Gemeindeamt mit Erlaß vom 


6. Juni 1880, 3. 3419, dem Anton P. als Beſitzer des Hauſes 
Nr. 525 den im Jahre 1877 erlaſſenen Auftrag wegen Reinigung des 
Brunnens des H. und wegen Einſetzung einer neuen Pumpe in den⸗ 
ſelben mit und fügte bei, daß diefer Auftrag in der Weiſe erfolgte, 


daß er jeden Rechtsnachſolger der damaligen Hausbeſitzerin Maria S., 
d. h. jeden nachfolgenden Beſitzer des Hauſes Nr. 525, an die voll⸗ 


ſtändige Erfüllung desſelben gebunden hat und forderte demgemäß den 


Anton P. als dermaligen Hausbeſitzer auf, binnen 8 Tagen die Brunnen | 


herſtellung unter ſonſtiger Execution ausführen zu laſſen. 

Gegen dieſen Auftrag recurrirte Anton P. an die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft unter Berufung auf $ 103 G. O. 

Die Bezirkshauptmannſchaſt hat mit Erlaß vom 6. Auguſt 1880, 
3. 23.041, die angefochtene Verfügung des Gemeindevorſtandes W. im 
Grunde § 103 G. O. behoben aus nachſtehenden Gründen: 

„Obſchon Maria S. dem Auftrage vom 29. Auguſt 1877, 
3. 3807, in Betreff des Brunnens des H. nicht Folge leiſtete, hat der 
Gemeindevorſtand ſich nicht veranlaßt geſehen, in dieſer Angelegenheit 
einzuſchreiten, ungeachtet mittlerweile im Jahre 1878 Anton P. das Haus 
Nr. 525 gekauft hatte. Erſt unterm 6. Juni 1880 iſt dem Anton P. 
aufgetragen worden, daß er dem an Maria S. ergangenen Auftrage 
binnen acht Tagen entſpreche, da er als deren Rechtsnachfolger dazu 
verpflichtet ſei. Dieſer Grund iſt aber ganz unberechtigt; Anton P. kann 
nicht verantwortlich gemacht werden für Unterlaſſungen ſeiner Beſitz— 
vorgänger, da der in Rede ſtehende Auftrag au die Perſon der 
Maria S. gerichtet war, keineswegs aber auf den Rechtsnachfolger der— 
ſelben, Anton P., überging; 
bücherlich nicht eingetragen wurde, konnte er als Reallaſt nicht übertragen 
werden.“ 

Schließlich bemerkte die Bezirkshauptmannſchaft, „daß, wenn der 
Brunnen des Hauſes Nr. 78 noch immer verunreinigt iſt, der Gemeinde— 
vorstand im Grunde des $ 28 G. O. unter Berüͤckſichtigung der be- 
ſtehenden Verhältuiſſe anſtandslos das Nöthige verfügen könne.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung der Bezirkshauptmaunſchaft recurrirten: 

1. Der Gemeindevorſteher von W., indem er ſeine Verfügung 
als im autonomen Wirkungskreiſe im Grunde des §S 28 al 5 G. O. 
und § 3, Abi. a des Sanitätsgeſetzes vom 28. April 1870, R. G. Bl. 
Nr. 68, ergangen bezeichnete und die Anwendbarkeit des $ 103 G. O. 
auf dieſen Fall beſtritt. 

2. Karl H., welcher darlegte, daß die Bezirkshauptmannſchaſt, 
indem ſie ſich in eine Beurtheilung der rechtlichen Folgen einer nicht 
verbücherten behördlichen Anordnung einließ und die Exequirbarkeit eines 
politiſchen Auſtrages von deſſen bücherlicher Eintragung abhängig machte, 
ihren Eompetenzkreis überſchritten hat; daß die Anordnung des Gemeinde— 
amtes W. im Jahre 1877 zur Wahrung der öffentlichen Sanitätspflege 
erging und daher auf jeden Nachfolger im Beſitze peo facto übergehen 
mußte, wie eine andere Leiſtung zu öffentlichen Zwecken. Die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaſt hätte die bei ihr eingebrachte Beſchwerde a limine ab- 
weiſen und an die in zweiter Inſtanz zuſtändige Gemeindevertretung 
verweiſen ſollen. 

Die Statthalterei hat hierüber im Einvernehmen mit dem Landes— 
ausſchuſſe mittelſt Entſcheidung vom 28. December 1880, Z. 78.468, 
das bezirkshauptmannſchaftliche Erkenntuiß vom 6. Auguſt 1880, 
3. 23.041, außer Kraft geſetzt, „weil es ſich dermal nicht um die 
Erequirung eines der Maria S., Vorbeſitzerin des Hauſes Nr. 525, ertheil- 
ten, von dieſer damals allerdings nicht vollzogenen Auſtrages des Gemeinde— 


amtes vom 27. Auguſt 1877, 3. 3807, ſondern um eine gegenüber 


dem derzeitigen Beſitzer des Hauſes Nr. 525, Anton P., bei Fortbeſtand 
der nämlichen, dem vorerwähnten Auftrage zum Grunde gelegenen ſanitäts⸗ 
polizeilichen Uebelſtände als neu erlaſſen anzuſehende gemeindebehördliche 
Verfügung handelt, daher die dagegen eingebrachte Beſchwerde im höheren 
autonomen Inſtanzenzuge auszutragen iſt. Hievon iſt Anton P. zu ver⸗ 
ſtändigen und auf den in den §s 40 und 99 G. O., 
Geſetzes vom 25. Juli 1864, L. G. Bl. Nr. 27, und im Geſetze 
vom 25. October 1868, L. G. Bl. Nr. 36, normirten Inſtanzenzug 
zu verweiſen.“ 

Gegen dieſen Statthaltereierlaß recurrirte Anton P. Er machte 
geltend, daß das Motiv der Statthalterei-Entſcheidung mit den that⸗ 


da er ob dem Haufe Nr. 525 grund⸗ 


§ 77 des 
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ſächlichen Verhältniſſen im Widerſpruch ſtehe. Thatſächlich ſei der Auf⸗ 
trag vom 6. Juni 1880, 3. 3419, nach feinem Wortlaute nicht als 

neu erlaſſen anzuſehen, da er die Erfüllung des mit gemeindebehördlichem 

Erkenntniſſe vom 27. Auguſt 1877, Z. 3807, Aufgetragenen verlangt. 

Von der Gemeinde ſei nicht conſtatirt worden und werde auch gar nicht 

behauptet, daß der gegenwärtige Beſitzer des Hauſes Nr. 525 eine 

Verunreinigung des Brunnens des H. veranlaßt habe, ſondern wird nur 

auf die im Jahre 1877 commiſſionell erhobenen Thatſachen hingewieſen, 

für welche Recurrent jedoch nicht verantwortlich gemacht worden könne. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 31. Mai 1881, 
3. 6475, nachſtehend entſchieden: 

„Das Miniſterium findet dem Recurſe des Anton P. gegen die 

Statthalterei⸗Entſcheidung vom 28. December 1880, 3. 78.468, Folge 

zu geben und unter Behebung der angefochtenen Entſcheidung das Er- 

kenntniß der k. k. Bezirkshauptmannſchaft vom 6. Auguſt 1880, 

3 23.041, mit welchem der vom Gemeindevorſtande W. an Anton 

P. erlaſſene Auftrag vom 6. Juni 1880, 3. 3419, zur Reinigung 

des im Garten des Hauſes Nr. 78 des Karl H befindlichen Brunnens 

im Grunde des § 103 G. O. behoben worden iſt, wieder in Kraft 

zu ſetzen. 

Hiezu ſieht ſich das Miniſterium durch das in dem bezirks— 
hauptmannſchaftlichen Erkenntniſſe hervorgehobene Motiv, daß Anton P. 
für das Verſchulden ſeiner Beſitzvorgänger an der in Rede ſtehenden 
Brunnen⸗Verunreinigung und die diesbezügliche Unterlaſſung nicht ver— 
antwortlich gemacht werden könne und durch die weitere Erwägung 
beſtimmt, daß die in Rede ſtehende Verfügung des Gemeindevorſtandes 
über den geſetzlich vorgeſchriebenen Wirkungskreis der Gemeinde in 
Betreff der Geſundheitspolizei hinausgeht. 

Auf Grund der am 27. Auguſt 1877 gepflogenen Localerhebung 
war der Gemeindevorſtand wohl berechtigt, die zur Abſtellung der vor- 
gefundenen ſanitären Gebrechen erforderlichen Maßnahmen den Eigen- 
thümern der bezüglichen Objecte aufzutragen und eventuell auszuſprechen, 
daß und inwieferne dem Eigenthümer des Hauſes Nr. 525 an den 
ſanitären Uebelſtänden ein Verſchulden zur Laſt falle. 

Auf Grund dieſes Ausſpruches hätte dann Karl H als Beſitzer 
des verunreinigten Brunnens gegen den Schuldtragenden eventuell im 
Civilrechtswege Regreß nehmen können. Keineswegs aber war die 
Gemeinde berechtigt, dem Beſitzer des Hauſes Nr. 525 irgend welche 
Leiſtungen auf dem Grunde des Karl H. aus dieſem Anlaſſe auf- 
zutragen.“ L. 


Durch den Eintritt eines öffentlichen Geſellſchafters in eine 
beſtehende Gewerbsunternehmung wird an der Stellung des bis⸗ 
herigen Gewerbsinhabers gegenüber der Gewerbsbehörde nichts 
geändert und iſt daher in dieſem Falle keine neue Anmeldung des 
Gewerbes im Sinne des $ 13 der Gewerbe-Ordnung erforderlich. 


Sigmund K. erhielt am 5. Jänner 1870, 3. 174, vom Gemeinde⸗ 
rathe in B. den Gewerbeſchein zum Handel mit Tuchreſten in B. und 
es wurde dieſer Gewerbeſchein über Erſuchen der Steueradminiſtration 
in B. vom 8. Juli 1876, 3. 14.801, von der Bezeichnung „Tuch— 
reſtenhandel“ auf jene „Tuchausſchnitt“ vom genannten Gemeinderathe 
rectificirt. 

Im Jänner 1881 hat Sigmund K. einverſtändlich mit Samuel K. 
dem Gemeinderathe in B. angezeigt, daß Sigmund K. ſeinen Bruder 
Samuel K. in das von ihm nach wie vor unter der protokollirten Firma 
„Sigmund K.“ betriebene Handelsgewerbe des Tuchausſchnittes als öffent— 
lichen Geſellſchafter aufgenommen habe und bat, der Gemeinderath wolle 
dieſe Anzeige zur Kenntniß nehmen und die bezügliche Aenderung im 
Gewerberegiſter und auf dem Gewerbeſcheine vornehmen laſſen. 

Der Gemeinderath von B. hat mit dem Beſcheide vom 5. Jänner 
1881, 3. 91, die Anzeige des Sigmund K., daß er in ſein Handels— 
gewerbe des Tuchausſchnittes ſeinen Bruder Samuel K. als öffentlichen 
Geſellſchafter aufgenommen habe, nicht zur Kenntniß genommen und dem 
Anſuchen um Auszeichnung dieſer Aenderung in dem Gewerberegiſter 
und auf dem Gewerbeſcheine keine Folge gegeben, weil durch den Ein⸗ 
tritt eines Geſellſchafters zu dem bereits beſtehenden Gewerbe der 
Gewerbsinhaber ſich ändere, welche Aenderung eine neue Anmeldung 
des Gewerbes im Sinne des 8 13 G O. zur Folge habe. 

Im Statthaltereirecurſe führten Sigmund nud Samuel K. an, 
daß $ 13 G. O., nach welchem vor Antritt des Gewerbes der Behörde 
die Meldung zu machen iſt, auf den vorliegenden Fall gar nicht 


anwendbar fei, und daß $ 59 G. O. blos in zwei Ausnahmsfällen 
das Erforderniß der Neuanmeldung kenne, nämlich 1. wenn nach dem 
Tode des Gewerbetreibenden der Erbe oder Legatar das Gewerbe fort— 
führen will, und 2. wenn ein Gewerbe-Etabliſſement durch Acte unter 
Lebenden auf einen Anderen übertragen wird. Ueberdies handle es ſich um 
eine handelsgerichtlich protokollirte Firma und es werden nach § 54 G O. 
die Folgen der Protokollirung durch beſondere Beſtimmungen geregelt. 
Das Landes- als Handelsgericht in B. habe aber über die conforme 
Anzeige der Recurrenten mit dem Beſcheide vom I Jänner 1881, 
3. 26, die Uebertragung der Firma Sigmund K. vom Regiſter für 
Einzelfirmen in das Regiſter für Geſellſchaftsſirmen anſtandslos bewilligt, 
was gar nicht denkbar wäre, wenn nicht der Fortbeſtand desſelben 
Gewerbes anerkannt werden würde. . 

Der Gemeinderath von B. bemerkte in dem Berichte vom 
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lichen Verhandlung nach Anhörung des Generalprocurators Dr. Julius 
Glaſer zu Recht erkannt: Durch das vorſtehend angeführte Urtheil des 
k. k. Landesgerichtes als Berufungsinſtanz in Zara vom 5. October 
1880, Z. 3014, iſt das Geſetz — insbeſondere § 10 des Preßgeſetzes 
vom 17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 6 vom Jahre 1863 — 
verletzt worden. — Gründe: 

Die periodiſche Zeitſchriſt „Katolicka Dalmazija“ erſchien bis 
26. März 1880 jeden Montag und Freitag. Im Blatte vom 2. April 
1880 (einem Freitage) war die Ankündigung enthalten, daß das Blatt 
von nun an jeden Dienſtag und Freitag erſcheinen werde. Der Behörde 
wurde keine Anzeige von dieſem Wechſel der Erſcheinungstage der Zeit⸗ 
ſchrift erſtattet, weshalb das ſtädt.⸗del. Bezirksgericht mit Urtheil vom 
24. Juni 1880, 3. 714, den verantwortlichen Redacteur und den 
Drucker der Uebertretung des § 10 Preßgeſetzes ſchuldig erklärte. Das 


21. Jänner 1881, 3. 2011, daß durch den Eintritt des Samuel K. Landesgericht in Zara dagegen ſprach als Berufungsinſtanz von der 
als öffentlichen Geſellſchafters zu der Einzelnfirma Sigmund K. that⸗ Anklage wegen dieſer Uebertretung ſrei, weil in dem Blatte vom 
ſächlich eine Aenderung der Perſon des Gewerbetreibenden eintritt, daß 2. April die Bekanntmachung enthalten war, daß die Zeitſchrift in 
nicht mehr Sigmund K. der Gewerbsinhaber iſt, ſondern eine andere | Zukunft jeden Dienstag und Freitag erſcheinen werde, weil ein Exemplar 
Perſönlichkeit, nämlich die offene Geſellſchaft, beſtehend aus den öffent- von jedem einzelnen Blatte zugleich mit dem Beginne der Austheilung 
lichen Geſellſchaftern Sigmund und Samuel K., welche Geſellſchaft den dem Staatsanwalte und der Sicherheitsbehörde zu übergeben iſt, wes⸗ 
beabſichtigten Gewerbebetrieb gemäß 8 13 G. O. anmelden muß. Der halb die bezeichneten Behörden Gelegenheit hatten, von der Aenderung 
Fall jeı unter 8 59 G. O. zu ſubſumiren, da der Fortbetrieb des Kenntniß zu nehmen, und die geſchehene Mittheilung als wirkſam 
Gewerbes nicht anders gedacht werden kann, als daß das Gewerbe des gemacht anzuſehen ſei. Die Irrigkeit einer ſolchen Begründung iſt aber 
Sigmund K. durch Acte unter Lebenden auf die offene Geſellſchaft offenbar, wenn man überlegt, daß das Geſetz eine Anzeige der Aende— 
übergegangen ift, und daher neu angemeldet werden muß. Wenn auch rung erfordert, und daß eine im Blatte ſelbſt enthaltene Nachricht 
die Fortführung der alten Firma beim Hinzutritte eines Geſellſchafters einer ſolchen Anzeige nicht gleichgeſtellt werden kann, wenn man weiter 


zu einem beſtehenden Geſchäfte nach Art. 24 des Handelsgeſetzbuches 
zuläſſig iſt, ſo ſei der Gemeinderath doch der Meinung, daß vom 
gewerblichen Standpunkte aus eine ſolche Aenderung in der Perſon 
des Gewerbsinhabers eine neue Anmeldung erheiſcht. 

Die Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 3. Februar 1881, 
3. 1740, die angefochtene Entſcheidung als in den Vorſchriſten der 
G. O. begründet unter Zurückweiſung des Recurſes beſtätigt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 5. Mai 1881, 
3. 5183, entſchieden: 

„Das Miniſterium findet über den Miniſterialrecurs des Sigmund 
und Samuel K. den Ausſpruch, daß durch den Eintritt eines öffent- 
lichen Geſellſchafters zu dem bereits beſtehenden Gewerbe der Gewerbs- 
inhaber ſich ändert, und daß dieſe Aenderung eine neue Anmeldung des 
Gewerbes im Sinne des $ 13 der G. O. zur Folge hat, zu beheben, 
weil dadurch, daß der Inhaber eines Handelsgewerbes in ſein Geſchäft 
einen öffentlichen Geſellſchafter aufnimmt, an der Stellung des Erſteren 
gegenüber der Gewerbsbehörde nichts geändert und durch den Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag auf den Geſellſchafter die Gewerbeberechtigung weder ganz 
noch theilweiſe übertragen wird. 

Inſoferne jedoch mit den angefochtenen Entſcheidungen die an⸗ 
läßlich der Aufnahme des Samuel K. als öffentlichen Geſellſchafters 
begehrte Auszeichnung dieſer Aenderung in dem Gewerberegiſter und 
auf dem Gewerbeſchein abgelehnt wurde, wird dem Miniſterialrecurſe 
keine Folge gegeben, weil das Gewerberegiſter und der Gewerbeſchein 
mit der ſtattgefundenen Gewerbeanmeldung im Einklauge fein müſſen.“ 


Durch die Ueberreichung des gewöhnlichen Pflichterxemplares der⸗ 

jenigen Nummer einer periodiſchen Druckſchrift, in welcher eine 

Veränderung der Erſcheinungsweiſe angekündigt wird, iſt der 

Vorſchrift des Abſatzes 3 des $ 10 des Preßgeſetzes nicht 
Genüge gethan. 

Der k. k. oberſte Gerichts- und Caſſationshof hat mit Plenar⸗ 
Entſcheidung vom 1. Juni 1881, 3. 3070, über die zur Wahrung 
des Geſetzes ergriffene Nichtigkeitsbeſchwerde der k. k. Generalprocuratur 
gegen das Urtheil des k. k. Landesgerichtes in Zara als Berufungs- 
inſtanz vom 5. October 1880, 3. 3014, laut welchem das Urtheil 
des k. k. ſtädt.⸗del. Bezirksgerichtes Zara vom 24. Juni 1880, Z. 714, 
womit Don Giovanni Pr., verantwortlicher Redacteur, und Giovanni 
P., Drucker der periodiſchen Zeitſchrift „Karolicka Dalmazija“, der 
Uebertretung des § 10 des Pießgeſetzes vom 17. December 1862, 
R. G. Bl. Nr. 6 vom Jahre 1863, ſchuldig erkannt worden waren, 
über Berufung derſelben abgeändert und fie von jener Uebertretung 
freigeſprochen worden ſind, in Folge der am 1. Juni 1881 unter dem 
Vorſitze des zweiten Präſidenten Dr. v. Stremayr abgehaltenen öffent- 


bedenkt, daß die obbezeichneten Behörden wohl berechtigt aber nicht 
verpflichtet find, von dem ganzen Inhalte jedes einzelnen bei ihnen 
hinterlegten Blattes Kenntniß zu nehmen, und endlich, daß, wenn die 
Meinung des Landesgerichtes richtig wäre, die Beſtimmung des 2. Alinea 
des § 10 des Preßgeſetzes überflüſſig wäre, welche vorſchreibt, daß 
unvorhergeſehene Veränderungen binnen drei Tagen nach der Heraus⸗ 
gabe des letzten Blattes angezeigt werden ſollen, obſchon doch auch ſolche 
E zum Beiſpiele die Zeichnung eines neuen verantwortlichen 
Redacteurs ſtatt des früheren, aus dem Blatte ſelbſt ſich entnehmen 
laſſen. Aus dieſen Gründen war nach den 88 33 und 292 St. P. O. 
zu erkennen, daß das Landesgericht in Zara durch das bezogene Urtheil 
das Geſetz verletzt habe. 


Ungehörige und ſelbſt beleidigende Aeußerungen des Religions- 
dieners in der Predigt begründen nicht ohne Weiteres ſchon ein 
unanſtändiges Betragen desſelben. 

Der k. k. oberſte Gerichts- und Caſſationshof hat mittelſt Ent- 

ſcheidung vom 30. Mai 1881, 3. 14.787 ex 1880, über die Nichtig- 
keitsbeſchwerde des gr.-kath. Pfarrers Johann K. gegen das Urtheil des 
k. k. Kreisgerichtes in Stanislau vom 7. September 1880, 3 3945, 
womit derſelbe des Vergehens der Beleidigung einer geſetzlich anerkannten 
Kirche nach $ 303 St. G. ſchuldig erkannt und zum ſtrengen Arreſte 
in der Dauer von einem Monate verurtheilt wurde, bei der am 
30. Mai 1881 unter dem Vorſitze des Senatspräſidenten Wierzbicki 
abgehaltenen öffentlichen Verhandlung in Uebereinſtimmung mit den 
Ausführungen des Generaladvocaten Ritter von Simonowiez zu Recht 
erkannt: Der Nichtigkeitsbeſchwerde werde ſtattgegeben, das angefochtene 
Strafurtheil des Stanislauer k. k. Kreisgerichtes vom 7. September 
1880, 3. 3947, in Gemäßheit des $ 288, Abſ. 3 St. P. O. auf⸗ 
gehoben und der Angeklagte Johann K. von der wider denſelben er- 
hobenen Anklage wegen Vergehens der Beleidigung einer geſetzlich an— 
erkannten Kirche nach 8 303 St. G. freigeſprochen. — Gründe: 

Die vom Angeklagten erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde ficht das 

geſchöpfte Strafurtheil mit Berufung auf $ 281, 3. 9 a und eventuell 
auch 3. 10 St. P. O. aus dem Geſichtspunkte der irrigen Geſetzes⸗ 
anwendung an, und muß in dieſer Beziehung als begründet erachtet 
werden. Es wird nämlich vom erſten Richter im Urtheile als erwieſen 
angenommen, daß der Angeklagte in der Kirche zu Nizniow eine Predigt 
gehalten und hierin gegen den, zu ſeinen politiſchen Gegnern zählenden 
Gemeindevorſteher Theodor Miſinga, welcher bei der für den Land— 
bezirk Tlumacz vorgenommenen Wahl eines Abgeordneten in den Reichs⸗ 
rath ſeine Stimme in einem den Beſtrebungen des Angeklagten ent— 
gegengeſetzten Sinne abgegeben hatte, ſich verſchiedene ehrenrührige Aus⸗ 
fälle erlaubte, insbeſondere denſelben des Verkaufes von Wahlſtimmen 
beſchuldigte und unter Erhebung des Crucifixes ihn und ſeine Familie 


mit himmlischen Strafen bedrohte, und daß diefe unter Mißbrauch des 
Predigerberufes gemachten Ausfälle bei den Zuhörern ein allgemeines 
Aergerniß hervorrufen mußte. Der Gerichtshof hat ſonach ausgeſprochen, 
daß der Angeklagte hiedurch während der öffentlichen Religionsübung 
auf eine zum Aergerniß für Andere geeignete „unanſtändige“ Art ſich 
betragen habe, weshalb derſelbe des im 3. Abſ. des 8 303 des St. G. 
normirten Vergehens der „Beleidigung einer geſetzlich anerkannten 
Kirche“ ſchuldig erklärt werde. Iſt es nun auch nicht beſtreitbar, daß 
derartige, dem Weſen der Predigt nicht entſprechende, der perſönlichen 
Ehre nahetretende Auslaſſungen höchſt ungeziemend, verdammlich ſind, 
ja ſelbſt die ſtrafgerichtliche Verfolgung wegen Verleumdung oder 
Ehrenbeleidigung — im Falle des Vorhandenſeins der diesbezüglichen 
Delictsmerkmale zur Folge haben könnte, ſo darf doch anderſeits 
nicht verkannt werden, daß der Thatbeſtand des hier in Frage ſtehenden, 
im 3. Abſ. des § 303 St. G. normirten Falles des Vergehens der 
Beleidigung einer geſetzlich anerkannten Kirche, wiewohl derſelbe geſetz⸗ 
lich auch bei einem Religionsdiener nicht als ausgeſchloſſen angeſehen 
werden kann, wie dies von Seite des Nichtigkeitswerbers darzuſtellen 
getrachtet wurde, an die Vorausſetzung eines „unanſtändigen Betragens“ 
geknüpft iſt, welches Thatbeſtandsmerkmal jedoch in den feſtgeſtellten 
Umſtänden des Falles nicht wahrgenommen werden kann. Unanſtändig 
beträgt ſich Derjenige, der den „Anſtand“, d. i. die durch Sitte und 
Gebrauch feſtgeſtellte und vorgeſchriebene Form des Verhaltens im 
äußeren Verkehre, verletzt, was bei blos ehrenrührigen oder beleidigenden 
Auslaſſungen noch keineswegs zutrifft, indem auch nach dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauche nicht jedes beleidigende Benehmen gleichzeitig auch als 
ein unanſtändiges bezeichnet zu werden pflegt. Da nun in den incriminirten 
Aeußerungen des Angeklagten trotz ihres ungehörigen, ja beleidigenden 
Inhaltes keine derartigen Auslaſſungen und Ausdrücke enthalten ſind, 
welche, ſei es an ſich oder mit Rückſicht auf den Ort, als geradezu 
unanſtändig ſich darſtellen, und da hiernach beim Abgang eines weſent- 
lichen Begriffsmerkmals auch der Thatbeſtand des dem Angeklagten zur 
Schuld gelegten Vergehens des $ 303 St. G. als vorhanden nicht 
betrachtet werden kann, fo mußte, unter Stattgebung der vom Ange⸗ 
klagten ob unrichtiger Geſetzesanwendung auf Grund des § 281, Z. 9 a 
St. P. O. eingebrachten Nichtigkeitsbeſchwerde, das damit angefochtene 
Urtheil aufgehoben, und der Angeklagte gemäß § 288,8. 3 St. P. O. 
von der Anklage freigeſprochen werden. 


Geſetze und Verordnungen. | 
1880. IV. Quartal. l 


Verordnungsblatt für den Dienftbereich des k. k. Ackerbau: 
miniſteriums. 
IX. Stück. Ausgeg. am 4. October. 


Nr. 27. Abdruck von Nr. 120 R. G. Bl. 
Nr. 28. Abdruck von Nr. 121 R. G. Bl. 
Nr. 29. Geſetz vom 24. Auguſt 1880, wirkſam für das Herzogthum 
Schlefien, wegen Erfolgung von für die Dauer von 3 Jahren giltigen Jagdkarten. 
X. Stück. Ausgeg. am 12. December. 


Nr. 30. Abdruck von Nr. 131 R. G. Bl. 

Nr. 31. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 10. Sep⸗ 
tember 1880, betreffend den Beginn der Thätigkeit der Bodencreditanſtalt für die 
Markgrafſchaft Iſtrien. 

Nr. 32. Geſetz vom 13. September 1880 für Görz und Gradiska, über 
die Theilung eines Theiles der der Steuergemeinde Verh gehörigen Gemeindegründe. 

Nr. 33. Kundmachung der k. k. Statthalterei in Lemberg vom 19. Juli 
1880, Z. 36.663, betreffend die Inſtruction für die Viehbeſchauer an den zum 
Ein⸗ und Ausladen der Wiederkäuer beſtimmten Eiſenbahnſtationen. 

Nr. 34. Kundmachung der k. k. Statthalterei in Lemberg vom 19. Juli 
1880, 3. 36.663, betreffend die Juftruction für die Beſchauer des mit der Eiſen⸗ 
bahn zu trans portirenden Fleiſches. | 

Nr. 35. Geſetz vom 13. October 1880, wirkſam für das Königreich Böhmen, 
behufs Hintanhaltung und Vertilgung der Schmarotzerpflanze Kleeſeide (Cuscuta). 

Nr. 36. Geſetz vom 23. October 1880 für das Herzogthum Steiermark, 
L. G. Bl. Nr. 25, betreffend die Erhaltung der in Folge der Landesgeſetze vom 
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26. Auguſt 1864, 31. December 1875 und 26. Mai 1878 zur Erzielung eines 
geregelten Flußlaufes am Ennsfluſſe ausgeführten Regulirungsarbeiten und Schutz⸗ 
bauten. 

Nr. 37. Geſetz vom 2. November 1880, wirkfam für das Herzogthum 
Krain, L. G. Bl. Nr. 8, womit für das Jahr 1881 ergänzende Anordnungen 
zu den geſetzlichen Beſtimmungen über die im Haushalte der Stadtgemeinde 
Laibach und der übrigen Ortsgemeinden, dann der Bezirksſtraßen-Ausſchüſſe in 
Krain und des Hauptausſchuſſes für die Cultur des Laibacher Moores zu be⸗ 
ſchließenden Zuſchläge zu den directen Steuern gegeben werden. 

Nr. 38. Abdruck von Nr. 138 R. G. Bl. 

Nr. 39. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 30. October 
1880, 3. 62.599, betreffend die Erlaſſung einer Ländeordnung zum Zwecke der 
Beſeitigung der der Elbeſchifffahrt in der Strecke Melnik⸗Landesgrenze in Folge 
des ungeregelten Anlegens der Holzflöfſe ſich entgegenſtellenden Schwierigkeiten. 

Nr. 40. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 2. November 
1880, Z. 66.256, betreffend die Abänderung des § 8 des Statutes der Hypotheken— 
bank des Königreiches Böhmen. 

Nr. 41. Geſetz vom 13. October 1880, wirkſam für das Land Vorarlberg, 
zur Abänderung des § 12 im Landesgeſetze vom 28. März 1875, betreffend den 
Schutz des Feldgutes. 


Poſt⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. 
Handelsminiſteriums. 


Redigirt im Handelsminiſterium. 


Nr. 60. Ausgeg. am 4. October. 
Verbot der Zeitung „Oban“. Politicky tydennik obéansky y pokracoväni 
Chicagskeho Vöstnika. Ro@cnik VII. H.⸗M. 8. 31.067. 1. October. 
Aenderungen im Briefpoſt-Tarife. H.⸗M. Z. 30.741. 25. September. 
Auflaſſung des Poſtamtes Kamenari und Errichtung eines Poſtamtes in 
Gjonovic. H.⸗M. Z. 30.120. 25. September. 
Nr. 61. Ausgeg. am 8. October. 
Aenderung im Fahrpoft-Tarife „Rußland“. H.-M. Z. 30.213. 25. Sep⸗ 
tember. 
Verlegung des Poſtamtes St. Michael ob Leoben an den gleichnamigen 
Bahnhof und Errichtung eines Filial-Poſtamtes im Orte St. Michael. H. M. 
3. 29.876. 28. September. 


k. 


Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Rechuungsrevidenten im Cultus⸗ und Unter⸗ 
richtsminiſterium Martin Vidie taxfrei den Titel und Charakter eines Rech⸗ 
nungsrathes verliehen. N h 

Seine Majeſtät haben dem Oberförſter Georg Fahrner in Mürzzuſchlag 
anläßlich ſeines Austrittes aus dem Staatsdienſte den Titel und Charakter eines 


Forſtmeiſters verliehen. 


Der Handelsminifter hat den Poſtverwalter Eduard Schonta in Pola 


| zum Oberpoſtverwalter daſelbſt ernannt. 


Der Handelsminiſter hat den Poſtſecretär Johann Biſchof zum Poſtrathe 
bei der Poſtdirection für Wien und Umgebung ernannt. 
Der Handelsminiſter hat den Poſtcaſſier Joſeph Lex in Linz zum Poſt⸗ 


hauptcaſſier dajelbit ernannt. 


Der Handelsminiſter hat den Poſtcaſſier Leopold Janda in Innsbruck 
zum Poſthaupteaſſier ernannt. N i 

Der Finanzminister hat den mit Titel und Charakter eines Rechnungs—⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrevidenten Johann Brandl, dann die Rechnungs⸗ 
revidenten Anton Hulwa, Gottfried Koluberger und Joſeph Mleoch zu 
Rechnungsräthen des Finanzminiſteriums ernannt. 


Erledigungen. 

Bauingenieursſtelle bei der Salzburger k. k. Finanzdirection mit der 
neunten Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt. Amtsbl. Nr. 165.) ö 

Bezirkscommiſſärsſtelle bei den politiſchen Bezirksbehörden in Schleſien in 
der neunten Rangsclaſſe, bis 16. Auguſt. Amtsbl. Nr. 165. 2 

Bezirkshauptmannsſtelle in Dalmatien mit der ſiebenten, eventuell Statt⸗ 
haltereiſecretarsſtelle in der achten, und im proviſoriſchen Wege zwei Bezirks⸗ 
commiſſärsſtellen in der neunten und zwei Statthaltereiconcipiſtenſtellen in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 7. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 167.) 

[ Armenarztesſtelle im V. Wiener Gemeindebezirke Margarethen mit 300 fl. 

Remuneration, bis 15. Auguſt. Amtsbl. Nr. 168.) of 

Förſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der galiziſchen k. k. Forſt⸗ 
und Domänen⸗Direction, bis 20. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 168.) 


Hiezu als Beilage: Bogen 14 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


